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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 SB 24/14 B 
 
L 6 SB 3991/13 (LSG Baden-Württemberg) 
S 7 SB 1079/12 (SG Mannheim) 
 
 
 
……………………………………. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Regierungspräsidium, Landesversorgungsamt, 
Ruppmannstraße 21, 70565 Stuttgart, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 4. Juli 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richterin   Dr.  R o o s    und  

den Richter   O t h m e r   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 27. Februar 2014 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 27.2.2014 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch des Klägers auf 

Feststellung eines Grades der Behinderung (GdB) von mindestens 70 ab dem 22.8.2011 

(anstelle des bisher anerkannten Wertes von 30) verneint. Gegen die Nichtzulassung der 

Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim BSG Beschwerde eingelegt, die er mit dem 

Vorliegen eines Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) begründet. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig, weil keiner der in § 160 Abs 2 SGG 

abschließend aufgeführten Zulassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a 

Abs 2 S 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie hier - darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel 

vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels zunächst die diesen (vermeintlich) 

begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 

34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung zu verlangen, dass und warum die Entscheidung des 

LSG - ausgehend von dessen Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit der Beeinflussung des Urteils besteht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 14 und 36), es sei 

denn, es werden absolute Revisionsgründe gerügt, bei denen gemäß § 202 SGG iVm § 547 

ZPO der Einfluss auf die Entscheidung unwiderlegbar vermutet wird (BSGE 4, 281, 288; BSG 

SozR 1500 § 136 Nr 8). 

 

Um derartige Revisionsgründe handelt es sich bei dem wiederholten Vorbringen des Klägers, 

sein rechtliches Gehör sei dadurch verletzt, dass ein bestimmter Vortrag vom LSG nicht 

berücksichtigt worden sei, nicht. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass das Gericht das von 

ihm entgegengenommene Vorbringen eines Beteiligten auch zur Kenntnis genommen und in 

Erwägung gezogen hat. Das Gericht ist dabei nicht verpflichtet, sich mit jedem Vorbringen auch 

in der Begründung seiner Entscheidung ausdrücklich zu befassen. Insbesondere ist es nicht 

verpflichtet, auf sämtliche Tatsachen und Rechtsansichten einzugehen, die im Laufe des 

Verfahrens von der einen oder der anderen Seite zur Sprache gebracht worden sind (BVerfGE 

96, 205, 217). Deshalb kann ein Verstoß gegen das rechtliche Gehör (§ 62 SGG, Art 103 Abs 1 

GG) nicht angenommen werden, wenn das Gericht Ausführungen eines Beteiligten unerwähnt 

lässt, die nach seinem Rechtsstandpunkt unerheblich oder offensichtlich haltlos sind (BVerfGE 

70, 288, 293 f). Um einen Verstoß gegen das rechtliche Gehör darzulegen, hätte der Kläger 

deshalb substantiiert vortragen müssen, dass es sich bei seinem Vortrag um den Kernvortrag 

handelt und das LSG auch ausgehend von seiner Rechtsansicht sich damit hätte befassen 

müssen. Derartiges wird jedoch vom Kläger nicht einmal behauptet, erst recht fehlen hierzu 

substantiierte Tatsachen- und Rechtsausführungen ebenso wie eine entsprechende Aus-
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einandersetzung mit der Entscheidung des LSG, welche die in der Beschwerdebegründung 

angeführten Unterlagen ausdrücklich aufgreift.  

 

Soweit der Kläger eine Überschreitung der Grenzen freier Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 S 1 

SGG) durch das LSG rügen wollte, kann er damit gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG von 

vornherein keine Revisionszulassung erreichen. Die inhaltliche Richtigkeit der Entscheidung der 

Vorinstanz ist nicht Gegenstand der Nichtzulassungsbeschwerde (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 7). 

 

Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter (§ 160a 

Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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